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Vorschlag Neufassung § 238a StGB aus dem Gutachten 
 
 
Wortlaut des § 238a StGB  
 
§ 238a Nachstellung gegenüber Amts- und Mandatsträgern  
 
„Absatz 1: Wer einem Amts- oder Mandatsträger oder einem für den öffentlichen 
Dienst besonders Verpflichteten unbefugt nachstellt, indem er  
 
1. seine räumliche Nähe privat aufsucht,  
 
2. unter Verwendung von Telekommunikationsmitteln oder sonstigen Mitteln der 
Kommunikation oder über Dritte privat Kontakt zu ihm herzustellen versucht,  
 
3. unter missbräuchlicher Verwendung von dessen personenbezogenen Daten 
Bestellungen von Waren oder Dienstleistungen für ihn aufgibt oder Dritte veranlasst, 
mit diesem Kontakt aufzunehmen,  
 
4. ihn mit der Verletzung von Leben, körperlicher Unversehrtheit, Gesundheit oder 
Freiheit seiner selbst oder einer ihm nahestehenden Person bedroht oder  
 
5. eine andere vergleichbare Handlung vornimmt  
 
und die Handlung für sich oder zusammen mit anderen Handlungen geeignet ist, 
seine Lebensführung zu beeinträchtigen  
 
wird, sofern die Tat in Zusammenhang mit seiner Amts- oder Mandatsführung steht, 
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
Absatz 2: Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt.“ 


